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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes 
hier: FP 75. Änd., Bereich südl. der Tersteegenstraße in Vluyn  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes,  
hier: FP 75. Änd., Bereich südl. der Tersteegenstraße in Vluyn. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-75-283 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
 
 
 



 
 
 
 
 
  
Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn 
37. Jahrgang Erscheinungstag: 01.02.2011 Nr.  1 
 
 

  
 
 
 
 

- 2 -

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren  wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes  
hier: FP 81. Änderung, Bereich östl. der Sittermannstraße  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes  
hier: FP 81. Änderung, Bereich östl. der Sittermannstraße. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-081-370 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes  
hier: FP 82. Änderung, Bereich südl. des Bendschenweges  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes hier: 
FP 82. Änderung, Bereich südl. des Bendschenweges. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-082-400 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes hier: FP 83. Änderung, 
Bereich westl. der Lintforter Straße  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes  
hier: FP 83. Änderung, Bereich westl. der Lintforter Straße. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-083-379 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes hier: FP 84. Änderung, 
Bereich südl. der Lindenstr. und westl. der Bonhoefferstr.  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes hier: 
FP 84. Änderung, Bereich südl. der Lindenstr. und westl. der Bonhoefferstr.. 
 
Die Fläche für die Landwirtschaft westlich des Weges „Am Hugengraben“ und südlich der 
Fläche für die Wasserwirtschaft ist von der Genehmigung ausgeschlossen. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-084-401 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes hier: FP 86. Änderung, 
Bereich westl. des Neukirchener Rings  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes hier: 
FP 86. Änderung, Bereich westl. des Neukirchener Rings. 
 
Düsseldorf, den 18.01.2011 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, AZ:  35.02.01.01-27Nek-086-371 
 
Im Auftrag 
Gez. Schürmann 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist in dem zu dieser 
Bekanntmachung gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, 
Hans-Böckler-Straße 26 in Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die 
Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Inkrafttreten Bebauungsplan Nr. BP 123, Gebiet südl. der Tersteegenstraße in Vluyn  
 
 
Der Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn hat am 29.09.2010 gem. § 10 (1) BauGB den o. g. 
Bebauungsplan als Satzung beschlossen.  
 
Der Bebauungsplan wurde aus dem geltenden Flächennutzungsplan der Stadt 
Neukirchen-Vluyn entwickelt und bedurfte daher nicht der Genehmigung der 
Bezirksregierung Düsseldorf gem. § 10 (2) BauGB.  
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem zu dieser Bekanntmachung 
gehörenden Kartenausschnitt kenntlich gemacht. 
 
Der Bebauungsplan mit Begründung liegt im Rathaus, Zimmer 218, Hans-Böckler-Str. 26 in 
Neukirchen-Vluyn während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt der Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweis 
 
1.       Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung oder der Satzung gegenüber dem Bürgermeister 
der Stadt Neukirchen-Vluyn, Hans-Böckler-Str. 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind (§ 215 BauGB).  
 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
2. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in §§ 39 bis 

42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in o. g. Fällen bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 29.09.2010 beschlossene Satzung  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 25.01.2011 
 
 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Bekanntmachung über die Auslegung von Karten und einem Erläuterungsbericht zur 
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Moersbachs und Nebenbäche 
  
  
Die Bezirksregierung Düsseldorf beabsichtigt, das Überschwemmungsgebiet des 
Moersbachs und Nebenbäche durch ordnungsbehördliche Verordnung festzusetzen. 
   
Rechtsgrundlagen hierfür sind: 
- §§ 76 ff des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585)  
- §§ 112, 136, 138, 161, 167 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung vom 25. Juni 1995 (GV NRW S. 926/SGV 
NRW 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010 (GV.NRW. S. 185) 
- der §§ 12, 25, 27 bis 34 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 
(GV. NRW. S. 528/SGV. NRW. 2060), zuletzt geändert durch Artikel 73 des Gesetzes vom 5. 
April 2005 (GV. NRW. S. 274), sowie  
- § 4 der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) in Verbindung mit Ziffer 21.65 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2007 S. 662/SGV NRW 282, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 09.06.2009 (GV.NRW.S. 337). 
  
Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festsetzung von Überschwemmungsgebieten 
gemäß § 76 Abs. 4 WHG, § 112 Abs. 1 Satz 2 LWG i. V. m. § 73 Abs. 2-5 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 861)  
zu informieren. Ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist über die 
festgesetzten und vorläufig gesicherten Gebiete einschließlich der in ihnen geltenden 
Schutzbestimmungen sowie über die Maßnahmen zur Vermeidung von nachteiligen 
Hochwasserfolgen zu informieren.  
  
Das Überschwemmungsgebiet des Moersbachs und Nebenbäche erstreckt sich auf Flächen 
folgender Kommunen: 
  
Stadt Moers 
Stadt Rheinberg 
Stadt Krefeld 
Stadt Duisburg 
Stadt Kamp-Lintfort 
Stadt Neukirchen-Vluyn 
  
Die betroffenen Flächen und Grenzen des Überschwemmungsgebietes ergeben sich aus 
den Überschwemmungsgebietskarten im Maßstab 1 : 5.000. Das Überschwemmungsgebiet 
des Moersbachs und Nebenbäche ist in hellblauer Farbe dargestellt. Die Karten im Maßstab 
1 : 25.000 dienen der Übersicht. 
  
Sie liegen in der Zeit vom 09.02.2011 bis 08.03.2011 einschließlich während der 
Dienststunden beim  Tiefbauamt im Rathaus, Hans-Böckler-Straße 26, 47506 Neukirchen-
Vluyn, zu jedermanns Einsicht aus.  
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Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei Wochen nach 
Ablauf der o. g. Auslegungsfrist Einwendungen erheben.  
Die Einwendungen sind bis spätestens 22.03.2011 schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift bei der o. g. Auslegungsstelle oder bei der Bezirksregierung Düsseldorf – 
Dezernat 54 – Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeichens: 
54.03.02 – Moersbach) zu erheben.  
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung 
zumindest der geltend gemachte Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die 
Einwendung unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. 
Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
  
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
  
Die erhobenen Einwendungen werden bei der Bezirksregierung Düsseldorf geprüft. 
  
Düsseldorf, den 13.01.2011 
  
Bezirksregierung Düsseldorf  
54.03.02 – Moersbach 
Im Auftrag  
  
gez. Hüsgen 
  
********************************************************************************************************* 
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Bekanntmachung der Widmung Vluyner Platz / südlicher Bereich 
 
 
1. Widmung 
 

Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) 

 in der zur Zeit gültigen Fassung wird die nachstehend bezeichnete Straße dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet. 

 
 I.      Lage der Straße 
  Stadt: Neukirchen-Vluyn 
  Kreis: Wesel 
  Regierungsbezirk: Düsseldorf 
 
 II. Name der Straße 
  Vluyner Platz 
 
 III. Beginn und Ende 

Gemarkung Vluyn, Flur 10, Flurstücke 1820 ( ca. 9 m² ) und 2048 ( ca. 326 m² ) 
(schraffierte Fläche) 

 
 IV. Straßengruppe 
  Gemeindestraße  
   
        V. Wirkung der Widmung 
  Mit Rechtskraft der Widmungsverfügung 
 

VI. Widmungsbeschränkungen 
  Nur für Fußgänger 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Widmungsverfügung kann vor dem Verwaltungsgericht Düsseldorf in 40213 
Düsseldorf, Bastionstrasse 39 binnen eines Monats nach der Bekanntgabe schriftlich Klage 
erhoben werden. Die Klage kann auch bei dem Verwaltungsgericht zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 15.12.2010 beschlossene Widmung  
Vluyner Platz wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
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Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
 ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
 ergibt. 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 11.01.2011 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Richtlinien zur Förderung von Ferienerholungsmaßnahmen für Kinder und 
Jugendliche vom 19.01.2011 
 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung vom 15.12.2010 folgende Richtlinien beschlossen: 
 
 
1. Zuwendungszweck 
 

Zur Ergänzung der Jugendarbeit in Ferienzeiten werden qualifizierte 
Ferienmaßnahmen für Kinder vom begonnenen 6. bis zum  
vollendeten 18. Lebensjahr gefördert. 

 
2. Zuwendungsempfänger 
 

Zuwendungsempfänger sind Vereine und Verbände, die nach § 12 i.V.m. §§ 74, 75 
KJHG anerkannt sind. 

 
3. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
3.1. Ferienmaßnahmen werden als außerörtliche Erholungsmaßnahmen mit einer Dauer 

von mindestens 10 Tagen gefördert.  
 
3.2. Die Teilnehmer müssen ihren Hauptwohnsitz in Neukirchen-Vluyn haben. 
 
3.3. Für den An- und Abreisetag wird –unabhängig von den Abfahrzeiten – jeweils 1 Tag 

angerechnet. 
 
4. Verfahren 
 
4.1. Anträge auf Gewährung von Zuschüssen sind schriftlich beim Sozialamt  der Stadt 

Neukirchen-Vluyn bis zum 31.03. des Kalenderjahres zu  stellen. 
 
4.2. Die Antragsteller erhalten über die Höhe des Zuschusses einen 

Bewilligungsbescheid. 
 

Über die Durchführung der Maßnahme hat der Empfänger 2 Monate nach Abschluss 
der Maßnahme, spätestens jedoch bis zum 31.10. des  Jahres in der die Maßnahme 
stattfand, den Nachweis in Form einer Teilnehmerliste (Anlage 1) zu erbringen. 
 

4.3. Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Prüfung des Verwendungsnachweises. 
Liegt der Verwendungsnachweis bis zum 31.10. des Jahres nicht vor, entfällt der 
Anspruch auf einen Zuschuss. 

 
5. Höhe der Zuwendung 
 
5.1. Der Zuschuss beträgt: 
 

pro Tag und Teilnehmer 0,80 Euro 
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pro Tag und Begleiter 2,60 Euro 
(je angefangene 10 Teilnehmer wird ein Betreuer anerkannt, wenn mindestens fünf 
Kinder aus Neukirchen-Vluyn teilnehmen) 
 

5.2. Die Zahlung eines Zuschusses ist von der Bereitstellung der Mittel im Haushaltsplan 
abhängig. Übersteigt der aufgrund bis zum 31.03. eingegangenen Anträge 
errechnete Gesamtzuschuss die Höhe der bereitgestellten Haushaltsmittel, werden 
die Einzelzuschüsse entsprechend prozentual gekürzt. 

 
6. Inkrafttreten 
 

Die Richtlinien treten am Tage der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 15.12.2010 beschlossene Änderung der 
Richtlinien zur Förderung von Erholungsmaßnahmen für Kinder und Jugendliche  wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
 ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
 ergibt. 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 19.01.2011 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 

 
********************************************************************************************************* 
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Einladung zur (gemeinsamen) öffentlichen Versammlung der Jagdgenossenschaften 
der gemeinschaftlichen Jagdbezirke I - VII Neukirchen-Vluyn am Dienstag, dem 
22.02.2011, 19.00 Uhr in der Gaststätte "Alt-Vluyn" (Knorr), Unterdorf, 47506 
Neukirchen-Vluyn 
 
 
Tagesordnung: 
1. Begrüßung durch den Jagdvorsteher, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung 

2. Anträge zur Tagesordnung 

3. Billigung der Niederschriften über die letzten Genossenschaftsversammlungen 

4. Berichte der Jagdvorstände und des Kassierers 

5. Bericht der Kassenprüfer 

6. Antrag zum Austritt des Jagdpächters Heckrath und Ergänzungswahl eines neuen Jagdpächters 
im Jagdbezirk I 

7. Antrag zur Ergänzungswahl eines neuen Jagdpächters als Nachfolger des verstorbenen 
Jagdpächters A. Weber im Jagdbezirk IV 

8. Antrag des Jagdpächters Sanden zur Verlängerung des Jagdpachtvertrages um weitere 9 Jahre 
im Jagdbezirk VI 

9. Beschlussfassung über die Verwendung des Reinertrages sowie 
Verabschiedung der Haushaltspläne für die Jahre 2011 – 31.03.2015 

10. Wahl eines Versammlungsleiters 

11. Entlastung der Vorstände und des Kassierers/Vertreter 

12. Neuwahlen der Jagdvorstände - des Kassierers/Schriftführer/u. Vertreter  -  der Kassenprüfer 

13. Kurzvortrag des stellv. Vorsitzenden der Kreis-Jägerschaft Wesel - Martin Bethge 

14. Verschiedenes 
 
Neukirchen-Vluyn, 26.01.2011 

BONGARDT 
Jagdvorsteher der gemeinschaftl. 
Jagdbezirke I - VII Neuk.-Vluyn 
 
Hinweis: 
Jagdgenossen können sich nach den Vorschriften der Satzung vertreten lassen. 
§ 10 Abs. 4: Eine natürliche Person kann sich durch seinen Ehegatten, durch einen 
volljährigen Verwandten in gerader Linie oder von einem Jagdgenossen, der derselben 
Jagdgenossenschaft angehört, mit einer Vollmacht vertreten lassen. Ein bevollmächtigter 
Vertreter darf höchstens 5 Jagdgenossen vertreten. Die von einem Bevollmächtigten 
vertretene Grundfläche darf einschließlich seiner eigenen Grundfläche ein Drittel des 
Gebietes der Jagdgenossenschaft nicht überschreiten. Vollmachten sind schriftlich zu 
erteilen und dem Jagdvorsteher zu Beginn der Versammlung vorzulegen. 
 
*********************************************************************************************************
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Bekanntmachung des Bürgerbüro zum Meldegesetz Nordrhein-Westfalen; 
Widerspruch und Einwilligung bei Melderegisterauskünften möglich 
 
 
Zu den Auskünften in besonderen Fällen (§ 35 Abs. 1 bis 4 des Meldegesetzes Nordrhein- 
Westfalen) sowie zur Erteilung einfacher Melderegisterauskünfte im Wege des 
automatisierten Abrufs über das Internet (§ 21 Abs. 1a des Melderechtsrahmengesetzes) 
aus dem Einwohnermelderegister der Stadt Neukirchen-Vluyn informiert das Bürgerbüro 
über bestehende Einwilligungs- und Widerspruchsmöglichkeiten. 
 
 
A. Widerspruchsrecht 
Wenn die Einwohner der Stadt Neukirchen-Vluyn nicht ausdrücklich widersprechen, darf das 
Bürgerbüro nach den Vorschriften des Meldegesetzes Nordrhein-Westfalen in den 
nachstehenden Fällen Auskünfte aus dem Melderegister über Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad und Anschriften erteilen: 
 
- Auskünfte über die Wahlberechtigten an Parteien, Wählergruppen und anderen 
Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Parlaments- und 
Kommunalwahlen in den sechs der Wahl vorausgehenden Monaten. 
 
- Auskünfte an Antragsteller und Parteien im Zusammenhang mit Volksbegehren und 
Volksentscheiden. 
 
Besonderheit: Internetauskünfte 
Im Zuge des Ausbaus der modernen elektronischen Kommunikation bei der Stadt 
Neukirchen-Vluyn können Auskünfte aus dem Melderegister inzwischen auch im 
Wege eines automatisierten Abrufs über das Internet eingeholt werden. Auch dieser 
besonderen Form der Auskunftserteilung kann man ausdrücklich widersprechen. 
 
 
B. Einwilligungserfordernis 
In den nachstehenden aufgeführten Fällen dürfen Melderegisterauskünfte vom Bürgerbüro 
nur dann erteilt werden, wenn die betroffenen Bürger/innen zuvor schriftlich eingewilligt 
haben: 
 
- Auskünfte über Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern an Mitgliedern 
parlamentarischer und kommunaler Vertretungskörperschaften sowie an Presse 
und Rundfunk. 
 
- Auskünfte über sämtliche Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, an 
Adressbuchverlage zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern. 
 
 
C. Form des Widerspruchs bzw. der Einwilligung 
Jede im Einwohnermelderegister der Stadt Neukirchen-Vluyn eingetragene Person hat das 
Recht, einer Auskunftserteilung in den oben genannten Fällen zu widersprechen oder die 
erforderliche Einwilligung zu erteilen oder zu versagen. 
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Der Widerspruch / Die Einwilligung kann formlos im Bürgerbüro der Stadt Neukirchen-Vluyn 
erklärt werden oder schriftlich an die 
 
Stadt Neukirchen-Vluyn 
Der Bürgermeister 
Bürgerbüro, Zimmer 123 
Hans-Böckler-Straße 26 
47506 Neukirchen-Vluyn 
 
 
gerichtet werden. 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 20.01.2011 
 
 
 
Harald Lenßen 
Bürgermeister 
 
 
*********************************************************************************************************
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*********************************************************************************************************
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Satzung des Sparkassenzweckverbandes für den Kreis Wesel und die Städte Moers, 
Neukirchen-Vluyn und Rheinberg 

 
 

§ 1 
Mitglieder; Name; Sitz 

 
(1) Der Kreis Wesel und die Städte Moers, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg bilden einen 

Sparkassenzweckverband (im nachfolgenden „Verband“ genannt). 
 
(2) Die Verfassung und Verwaltung des Verbandes richten sich nach den Vorschriften des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1079 in der jeweils gültigen Fassung, 
des Gesetzes über die Sparkassen sowie über die Girozentrale und Sparkassen- und 
Giroverbände (SpkG) vom 25.01.1995 in der jeweils gültigen Fassung und dieser 
Verbandssatzung. Soweit das Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit und die 
Verbandssatzung keine Regel treffen, finden die Vorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 in der jeweils gültigen Fassung sinngemäß Anwendung. 

 
(3) Der Verband trägt den Namen 
 
 „Sparkassenzweckverband des Kreises Wesel und der 
 Städte Moers, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg“. 

 
(4) Der Verband ist Mitglied des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes, Düsseldorf. 
 
 

§ 2 
Zweck; Haftung 

 
(1) Der Verband fördert das Sparkassenwesen im Gebiet seiner Mitglieder. Die zu diesem Zweck 

von ihm errichtete Sparkasse führt den Namen 
 
 Sparkasse am Niederrhein 
 - Sparkasse des Kreises Wesel und der Städte Moers, 
 Neukirchen-Vluyn und Rheinberg - 
 (im nachfolgenden „Sparkasse“ genannt). 

 
Sie tritt die Rechtsnachfolge der bisher selbständigen Sparkassen Moers, Neukirchen-Vluyn und 
Rheinberg an. 

  
Der Verband ist ihr Träger. 

 
(2) Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Sparkasse nach Maßgabe des 

Sparkassengesetzes. 
 
 
 

§ 3 
Organe 

 
Organe des Verbandes sind 
 
a) die Verbandsversammlung 
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b) die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher 
 
 

§ 4 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 50 Vertreterinnen oder Vertretern der 

Verbandsmitglieder. 
 Der Kreis Wesel und die Stadt Moers entsenden jeweils 15 Vertreterinnen oder Vertreter, die 

Städte Neukirchen-Vluyn und Rheinberg entsenden jeweils 10 Vertreterinnen oder Vertreter. 
 
(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von den Vertretungen der Verbandsmitglieder 

für die Dauer ihrer Wahlzeit aus ihrer Mitte oder aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen 
oder Hauptverwaltungsbeamten oder der von ihnen vorgeschlagenen Beamtinnen oder 
Angestellten der Verbandsmitglieder bestellt. 

 
(3) In gleicher Weise ist für jedes Mitglied der Verbandsversammlung eine Stellvertreterin oder ein 

Stellvertreter zu bestellen, die oder der bei Verhinderung des Mitgliedes dessen Aufgaben 
übernimmt. 

 
(4) Die Abwahl der Mitglieder der Verbandsversammlung und ihrer Vertreterinnen oder Vertreter ist 

ausgeschlossen. 
 
(5) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl 

wegfallen oder ein Tatbestand nach § 5 eintritt. 
 
 

§ 5 
Ausschließungsgründe 

 
(1) Der Verbandsversammlung dürfen nicht angehören: 
 
 a) Dienstkräfte der Verbandsmitglieder oder der Sparkassen; die 

  Bestimmungen des § 4 bleiben unberührt. 
 

b) Personen, die Inhaberinnen oder Inhaber, persönlich haftende Gesellschafterinnen oder 
Gesellschafter, Kommanditistinnen oder Kommanditisten, Mitglieder des Vorstandes, 
Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder der Vertretungsversammlung, 
Treuhänderinnen oder Treuhänder, Leiterinnen oder Leiter, Beamtinnen oder Beamte, 
Angestellte, Arbeiterinnen oder Arbeiter oder Repräsentantinnen oder Repräsentanten von 
Unternehmen sind, die gewerbsmäßig Bankgeschäfte betreiben oder vermitteln oder andere 
Finanzdienstleistungen erbringen, oder die für Verbände dieser Unternehmen tätig sind oder 
vergleichbare Tätigkeiten ausüben. Dies gilt nicht für die Mitgliedschaft in Verwaltungs- oder 
Aufsichtsräten der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, bei denen das Land, ein 
Landschaftsverband oder ein Sparkassen- und Giroverband an der Trägerschaft, beteiligt ist, 
sowie deren Tochterunternehmen und der mit den öffentlich-rechtlichen  Kreditinstituten im 
Verbund stehenden Unternehmen, 

 
c) Beschäftigte der Steuerbehörden, der Deutschen Postbank AG und der Deutschen Post AG, 
 
d) Inhaberinnen oder Inhaber und Dienstkräfte von Auskunfteien, 
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e) Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder eines Vermögensvergehens ein 
Strafverfahren rechtshängig oder eine Strafe verhängt worden ist, soweit und solange nach 
dem Gesetz über das Bundeszentralregister einer Behörde Auskunft erteilt werden darf, 
oder die als Schuldnerin oder Schuldner in den letzten zehn Jahren in ein 
Insolvenzverfahren oder ein Verfahren zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung 
verwickelt waren oder noch sind. 

 
 

§ 6 
Vorsitzende/r der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungen der 

Verbandsmitglieder die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertreterin 
oder deren/dessen Stellvertreter. Sie dürfen nicht von demselben Verbandsmitglied in die 
Verbandsversammlung entsandt worden sein. Die Abwahl ist ausgeschlossen. 
 

(2) Bis zur Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden und einer Stellvertreterin oder eines 
Stellvertreters werden die Aufgaben der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden von dem ältesten 
Mitglied der Verbandsversammlung wahrgenommen. 
 
 

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten des Verbandes, soweit sich aus 
dieser Satzung nichts anderes ergibt. Insbesondere wählt sie die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden und die Mitglieder des Verwaltungsrates, deren/dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter und entscheidet über die in § 8 (2) SpkG bezeichneten Angelegenheiten der 
Sparkasse. 
 
 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung wird von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden nach Bedarf, 

mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies von der 
Verbandsvorsteherin oder vom Verbandsvorsteher oder von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder der Verbandsversammlung bei der Vorsitzenden oder bei dem Vorsitzenden schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt wird. Für die erste Sitzung einer 
Wahlperiode gilt § 6 Abs. 2. 
 

(2) Die Einladung zur Verbandsversammlung soll so rechtzeitig abgesandt werden, dass sie den 
Mitgliedern mindestens 7 Tage vor der Sitzung zugeht. Diese Frist kann in dringenden Fällen 
abgekürzt werden. Die Einladung muss die Tagesordnung enthalten, die von der Vorsitzenden 
oder vom Vorsitzenden im Einvernehmen mit der Verbandsvorsteherin oder dem 
Verbandsvorsteher aufzustellen ist. 
 

(3) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher und die Hauptverwaltungsbeamtinnen oder 
die Hauptverwaltungsbeamten der anderen Verbandsmitglieder, sofern sie nicht Mitglieder der 
Verbandsversammlung sind, sowie die Mitglieder des Sparkassenvorstandes und die 
Stellvertreterinnen oder die Stellvertreter gemäß § 19 (1) SpkG nehmen an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung mit beratender Stimme teil. 
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(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die Vorsitzende oder der Vorsitzende oder 
ihre/seine Stellvertreterin oder ihr/sein Stellvertreter und mehr als die Hälfte der weiteren 
Mitglieder anwesend sind. Bei Beschlussfähigkeit kann binnen einer Woche zur Erledigung der 
gleichen Tagesordnung eine neue Sitzung einberufen werden. Bei dieser Sitzung ist die 
Verbandsversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig; 
hierauf ist in der Einladung zur zweiten Sitzung ausdrücklich hinzuweisen. 
 

(5) Die Beschlüsse werden, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher 
Stimmenmehrheit der Erschienenen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 

(6) Über das Ergebnis der Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist von der Vorsitzenden oder 
vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterschreiben. 
 

 
§ 9 

Verbandsvorsteher/in 
 

(1) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher und deren/dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter wird von der Verbandsversammlung aus dem Kreis der 
Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder 

 oder mit Zustimmung ihres/seines Dienstvorgesetzten aus dem Kreis der Beigeordneten der 
Städte Moers, Neukirchen-Vluyn oder Rheinberg bzw. der leitenden Bediensteten 
(Dezernentinnen oder Dezernenten) des Kreises Wesel für die Dauer der Wahlzeit der 
Vertretungen der Verbandsmitglieder gewählt. § 5 Abs. 1 Buchst. b bis e gilt entsprechend. 

 
(2) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und 

außergerichtlich. Sie/Er führt die laufenden Geschäfte des Verbandes. 
 
 

§ 10 
Tätigkeitsdauer 

 
Die Organe des Verbandes bleiben nach Ablauf Ihrer Wahlzeit bis zur Neuwahl der Organe im Amt. 
 
 

§ 11 
Rechtgeschäftliche Erklärungen 

 
Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind von 
der Verbandsvorsteherin oder vom Verbandsvorsteher und ihrer/seiner Vertreterin oder ihres/seines 
Vertreters zu unterzeichnen. Im Verhinderungsfall tritt an die Stelle der Verbandsvorsteherin oder des 
Verbandsvorstehers oder ihrer/seiner Vertreterin oder ihres/seines Vertreters ein von der 
Verbandsversammlung zu bestimmendes Mitglied der Verbandsversammlung. 
 
 

§ 12 
Rechnungsjahr 

Deckung des Aufwandes 
 

(1) Rechnungsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Die Sparkasse führt die erforderlichen Verwaltungsarbeiten für den Verband. 
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(3) Der Verwaltungsaufwand und die sonstigen Kosten des Verbandes werden von der Sparkasse 
getragen. 

 
 

 
§ 13 

Jahresüberschuss, Haftung 
 
(1) Ein dem Verband von der Sparkasse nach § 25 (1) b SpkG zugeführter Teil des 

Jahresüberschusses ist den Mitgliedern im Verhältnis 
 
   30 % Kreis Wesel 
   30 % Stadt Moers 
   20 % Stadt Neukirchen-Vluyn 
   20 % Stadt Rheinberg 
 
 zuzuteilen. Die zugeteilten Beträge sind von den Mitgliedern für gemeinnützige Zwecke zu 

verwenden (§ 25 (3) SpkG). 
 
(2) Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haften die Verbandsmitglieder untereinander nach dem 

in Absatz 1 angegebenen Verhältnis. 
 
 

§ 14 
Satzungsänderungen 

 
(1) Eine Änderung dieser Satzung bedarf eines Beschlusses der Verbandsversammlung mit 

einfacher Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl und der Zustimmung der Vertretungen der 
Verbandsmitglieder. Die Satzungsänderung ist der Aufsichtsbehörde (§ 17) anzuzeigen. 

 
(2) Satzungsänderungen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, am Tage nach ihrer 

Bekanntmachung in Kraft (§ 19). 
 
 

§ 15 
Veränderungen im Mitgliederverband 

 
In den Verband können weitere Mitglieder aufgenommen werden, auch können Mitglieder aus dem 
Verband ausscheiden. Aufnahme und Ausscheiden eines Mitgliedes erfordern eine 
Satzungsänderung. 
 

§ 16 
Auflösung des Verbandes 

 
(1)   Zur Auflösung des Verbandes ist ein Beschluss der Verbandsversammlung mit zwei Drittel 

Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl, die Zustimmung der Vertretungen der 
Verbandsmitglieder und die Genehmigung der Aufsichtsbehörde (§17) erforderlich. 

 
(2  Die Abwicklung der Verbandsgeschäfte und die Auflösung des Verbandsvermögens obliegen der 

Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher. Die hiernach sich ergebenden Überschüsse 
oder Fehlbeträge werden entsprechend dem in § 13 bestimmten Beteiligungsverhältnis auf die 
Verbandsmitglieder umgelegt. 
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§ 17 
Staatsaufsicht 

 
Der Verband unterliegt der Aufsicht des Staates. Aufsichtsbehörde ist die zuständige 
Bezirksregierung. 
 
 

§ 18 
Bekanntmachungen 

 
Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in den Amtsblättern des Kreises Wesel und der Städte 
Moers, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg. 
 
 

§ 19 
Inkrafttreten dieser Satzung 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Veröffentlichungsblatt der 
Aufsichtsbehörde in Kraft. 
 
Moers, den 09. Juli 2010 

 
 

Sparkassenzweckverband des Kreises Wesel und der Städte Moers, Neukirchen-Vluyn 
und Rheinberg 

 
 
Nacke   Banemann 
stv. Vorsitzender                       Mitglied 

 
 
*********************************************************************************************************
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Aufgebot eines Sparkassenbuches 
 
Für das von der Sparkasse am Niederrhein ausgestellte Sparkassenbuch 3402152098 ist 
das Aufgebot beantragt worden. Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, 
binnen drei Monaten nach der Veröffentlichung in den Amtsblättern der Städte Moers, 
Neukirchen-Vluyn, Rheinberg, sowie des Kreises Wesel seine Rechte unter Vorlage des 
Sparkassenbuches bei uns anzumelden, da das Sparkassenbuch anderenfalls nach Ablauf 
der Frist für kraftlos erklärt wird.  
 
Moers, den 12.01.2011 
 
Sparkasse am Niederrhein  
Der Vorstand 
 
 
********************************************************************************************************* 
 
 
 


